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Vorsitzende des Sachverstindigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung

Ausgangslage

1. Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Zweiten Nachtragshaushalt
2021 vom 15. November 2023 wurde die zeitliche Entkoppelung der Feststellung
einer auBergewohnlichen Notsituation vom tatsdchlichen Einsatz der dadurch be-
dingten Kreditermachtigungen fiir verfassungswidrig erklart. Damit stehen fiir
das Jahr 2023 Kreditermachtigungen aus den Vorjahren nicht mehr als Riicklage
fiir die Sondervermdégen Klima- und Transformationsfonds (KTF), Wirtschafts-
stabilisierungsfonds — Teilbereich Energie (WSF — Energie) und weiteren Son-
dervermdogen zur Verfiigung. Dementsprechend ergeben sich fiir das Jahr 2023
aus diesem Urteil Anpassungsbedarfe in den Wirtschaftspldnen der jeweiligen
Sondervermogen.

2. Der Entwurf des Nachtragshaushaltsgesetzes 2023 sieht fiir den WSF — Energie
neue Krediterméachtigungen in Hohe von 43,2 Mrd Euro und fiir das Sonderver-
mogen ,Aufbauhilfe 2021“ Zuweisungen in Héhe von 1,6 Mrd Euro aus dem Bun-
deshaushalt vor. Beides ist der nach Artikel 115 GG zu beriicksichtigenden Netto-
kreditaufnahme hinzuzurechnen. Die resultierende Nettokreditaufnahme {tiber-
schreitet somit die Regelgrenze der zuldssigen Nettokreditaufnahme, die bereits
mit dem Bundeshaushalt erreicht wird. Der Nachtragshaushalt ist daher nur ver-
fassungskonform, wenn eine auBergewohnliche Notsituation festgestellt wird.
Diese soll ,aufgrund der mit dem volkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg
gegen die Ukraine verbundenen tiefgreifenden humanitiren, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Auswirkungen, die sich aufgrund dieses exogenen Ereignis-
ses der Kontrolle des Staates entzieht®, sowie aufgrund der , Flutkatastrophe im
Sommer 2021 insbesondere in den Lindern Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz“ festgestellt werden.

AuRergewodhnliche Notlage

3. Schon im Beschluss des Deutschen Bundestages gemaB Artikel 115 Absatz 2 Satz
6 vom 30. Mai 2022 wurde neben der pandemiebedingten Notlage, die bereits seit
dem 25. Mirz 2020 beschlossen wurde, auch auf die Verschiarfung der Notlage im
Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg und der Energiepreiskrise hingewiesen:
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»Die Situation wird verschdrft durch die mit dem volkerrechtswidrigen russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine verbundenen humanitdren, gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Auswirkungen, wie beispielsweise die humanitdre
Situation in der Ukraine, die Versorgung und Unterbringung von Gefliichteten
aus der Ukraine, die erheblichen Belastungen von Biirgerinnen und Biirgern so-
wie Unternehmen durch infolge des Konflikts stark gestiegene Kosten fiir Strom,
Heizung und Mobilitdt sowie wirtschaftliche Unsicherheit in den Handelsbezie-
hungen, internationale Sanktionen und dariiber hinaus unterbrochene Liefer-
ketten sowie die Verschdrfung internationaler und humanitdrer Krisen durch
massiv steigende Preise fiir Lebensmittel und Energie.”

Wie unten ausgefiihrt wird bestehen insbesondere die in der Begriindung des Be-
schlusses des Bundestages vom 30. Mai 2022 hinzugetretenen verschirfenden
Griinde im Zusammenhang und infolge des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine mit seinen humanitiren, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen auch 2023 weiterhin fort. Sie beeintrachtigen auch im Jahr 2023 erheb-
lich die staatliche Finanzlage. Dies hat der Sachverstindigenrat in seinem Gut-
achten 2022 bereits ausgefiihrt (Sachverstandigenrat, 2022 Tz. 190). Ein abrup-
tes Ende dieser Auswirkungen zum Jahresende 2023 zeichnet sich nicht ab. Wie
lange die Auswirkungen des russischen Angriffskrieges die Wirtschaft und die 6f-
fentlichen Haushalte beeintrachtigen werden, hangt vom Fortgang der kriegeri-
schen Auseinandersetzungen in der Ukraine ab und davon, wie schnell es ange-
sichts der verschirften geopolitischen Spannungen gelingen wird, die Energiever-
sorgung und den Energieeinsatz an die veranderten makrookonomischen und ge-
opolitischen Gegebenheiten anzupassen.

Makrookonomische Wirkungen der Energiepreiskrise

Die aktuelle Wirtschaftskrise hat sich in Folge des russischen Angriffskrieges in
Deutschland vor allem {iiber einen Riickgang des Energieangebotes und damit
hohe Energiepreise sowie zunehmende Unsicherheit materialisiert. So waren die
GroBhandelspreise fiir Energie vor allem in der ersten Jahreshilfte 2023 noch
deutlich erhoht und auch heute noch befinden sie sich iiber dem Vorkrisenniveau
(Abbildung 1). Die Reaktion der Verbraucherpreise erfolgte mit deutlicher Verzo-
gerung. Auch aktuell liegt die Verbraucherpreisinflation noch deutlich iiber dem
Inflationsziel. Ohne Gaspreisbremse wire der Anstieg der Verbraucherpreise so-
gar deutlich hoher ausgefallen (Garnadt et al., 2023) Die 6konomische Unsicher-
heit war auch Anfang des Jahres 2023 noch sehr hoch. (Sachverstindigenrat
2023a, Ziffer 1).

Die makrotkonomischen Wirkungen der Energiepreiskrise in Folge des russi-
schen Angriffskriegs lassen sich nur schitzungsweise quantifizieren. Die Revisio-
nen der Konjunkturprognosen des Sachverstandigenrates deuten darauf hin, dass
das Bruttoinlandsprodukt fiir das Jahr 2022 im Gutachten ein Jahr zuvor (vor
dem russischen Angriffskrieg und den damit zusammenhingenden Krisenphéno-
menen) insgesamt um 2,8 Prozentpunkte iberschitzt worden ist. Insbesondere
die Produktion der energieintensiven Industriezweige hat sich im Verlauf des Jah-
res 2022 deutlich reduziert. Dabei zeigt sich eine positive Korrelation zwischen



Schriftliche Stellungnahme zum Entwurf des Nachtragshaushaltsgesetzes (Dezember 2023)

dem Stromverbrauch und der Industrieproduktion der energieintensiven Indust-
riezweige (Abb. 2). Gleichzeitig hat sich die Inflation im Jahr 2022 iiberraschend
um insgesamt 4,3 Prozentpunkte erhoht.

ABBILDUNG 1
Strom- und Gaspreisentwicklung 2005 bis 2030
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6. Diese Krise des Jahres 2022 hat sich bisher nicht entspannt. Die Wirtschaft in
Deutschland konnte nicht wieder auf den im Jahr 2021 prognostizierten Pfad ein-
schwenken. Fiir das Jahr 2023 liegen zwar keine Kurzfristprognosen des Sachver-
stindigenrates aus dem Jahr 2021 zum direkten Vergleich vor. Allerdings deuten
die Projektionen der Gemeinschaftsdiagnose aus dem Herbst 2021 darauf hin,
dass auch fiir das Jahr 2023 die Wirtschaftsentwicklung weiterhin deutlich unter-
halb des vor der Krise prognostizierten Pfads liegt. Der Abstand zum 2021 prog-
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nostizierten Pfad des BIP hat sich sogar auf insgesamt -4,6 Prozentpunkte vergro-
Bert (Abb. 3). Auch fiir das Jahr 2024 deuten die Konjunkturprognosen des Sach-
verstindigenrates nicht auf Entwarnung hin.

ABBILDUNG 2
Stromverbrauch und Industrieproduktion 2019 bis 2023
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Quelle: Sachverstiandigenrat (2023)

ABBILDUNG 3
Prognosen des Bruttoinlandsprodukts (preisbereinigt) in Deutschland (2019 — 2026)
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Gas- und Strompreisbremsen

Die Kosten der Gas- und Strompreisbremsen, die im vergangenen Jahr beschlos-
sen wurden, werden fiir das Jahr 2023 bis Oktober 2023 auf rund 14,3 Mrd. Euro
fiir die Finanzierung der Preisbremse fiir Erdgas und Warme sowie 15,2 Mrd.
Euro fiir die Strompreisbremse geschitzt. Die im Zuge der Energiepreiskrise ge-
troffenen MafBnahmen waren geeignet, um die Unsicherheit zu reduzieren, einen
weiteren Riickgang der Wirtschaftsleistung zu vermeiden und eine Stabilisierung
der Erwartungen von Konsumenten und Investoren zu erreichen (Sachverstandi-
genrat 2023a, Ziffer 30 und Garnadt et al., 2023). So haben Transferzahlungen
an die privaten Haushalte zu einer Stabilisierung der Realeinkommen beigetragen
und einen weiteren Riickgang der Konsumnachfrage verhindert. Die Inflation
diirfte in Folge im Jahr 2023 durch die Gaspreisbremse um 0,2 bis 0,4 Prozent-
punkte niedriger ausgefallen sein (Garnadt, et al., 2023).

Ende des Jahres 2022 haben die Preisniveaus auf den Strom- und Energiemark-
ten ihren Hohepunkt erreicht (Abb. 1), ein Fortdauern hoher Preise iiber den Jah-
reswechsel hinaus war deshalb erwartbar. Vor diesem Hintergrund hielt der Sach-
verstandigenrat bereits vor einem Jahr eine Notlage fiir das Jahr 2023 fiir be-
griindbar (Sachverstandigenrat, 2022 Tz. 190). Am aktuellen Rand steigen die
Gaspreise in Europa wieder moderat an. Im langfristigen Prognoseverlauf wird
damit gerechnet, dass die Strom- und Gaspreise in Europa deutlich oberhalb der
Niveaus in den USA liegen werden.

Schuldentragfahigkeit

Die Staatsverschuldung Deutschlands ist im Vergleich mit anderen gréBeren In-
dustrielandern niedrig. Unter den G7-Staaten hat Deutschland mit Abstand die
niedrigste Bruttostaatsverschuldung im Verhiltnis zum BIP (Abb. 4). Zur inter-
nationalen Vergleichbarkeit wird hier die Gesamtverschuldung aller staatlichen
Ebenen aggregiert betrachtet. Seit der Finanzkrise hat Deutschland die Staatsver-
schuldung im Verhéltnis zur Wirtschaftsleistung deutlich reduziert, wiahrend sie
in anderen Lindern angestiegen ist. Aufgrund der geringeren Kosten der Ener-
giepreisbremsen diirfte zudem die Schuldenquote Deutschlands zum Ende des
Jahres 2023 geringer ausfallen als zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts
2023 prognostiziert. Der Sachverstindigenrat erwartete im November 2022 fiir
das Jahr 2023 eine Schuldenstandsquote von 68,1%. In der Prognose vom No-
vember 2023 wird eine Schuldenstandsquote von lediglich 64,4% erwartet. Die
deutschen Staatsfinanzen sind demnach weit von Tragfahigkeitsproblemen ent-
fernt.

Die Einschatzung der Schuldentragfahigkeit durch die Marktteilnehmer ist unab-
héngig davon, ob die Verschuldung dem Sondervermogen oder dem Kernhaushalt
zuzurechnen ist. Zudem ist die Schuldentragfahigkeit vom Zeitpunkt der Ertei-
lung der Krediterméachtigung unberiihrt. Fiir die Schuldentragfihigkeit ist der tat-
sichliche Zeitpunkt der Kreditaufnahme und das zu diesem Zeitpunkt vorherr-
schende Zinsniveau relevant. Ebenso ist die Schuldenquote gemal3 den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, die fiir die europaischen Fiskalregeln relevant
ist, unabhangig davon, wo die Kreditaufnahme verbucht wird beziehungsweise
wann die Kreditermichtigung erteilt wird. Die Schuldenquote gemaB VGR bleibt
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also vom Urteil des BVerfG unberiihrt. Das Urteil diirfte sich ausschlieBlich auf
den Zeitpunkt der zu verbuchenden Nettokreditaufnahme im Rahmen der Schul-
denbremse auswirken.

N ABBILDUNG 4
OECD-Prognose der Bruttoschuldenquote in G7-Liandern zum Ende des Jahres 2023

300
250
200

150

100
5 I I I
0

Canada France Germany Italy Japan United United
Kingdom States

o

Quelle: OECD (2023)

Literatur

Garnadt, N., L. Noh, L. Salzmann, C. Schaffranka (2023) ,,Die Wirkung der Gaspreisbremse auf Inflation und
fiskalische Kosten: eine Abschatzung”, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 24 (2), 171-183, Juli 2023.
Gemeinschaftsdiagnose (2021) ,Krise wird allméhlich (iberwunden —Handeln an geringerem Wachstum
Ausrichten”

MacroScope Pharma Economic Policy Brief #10/23 (2023) ,,Herbstprognose: Aufschwung unter erheblichen
Risiken”

Sachverstandigenrat (2022) ,Energiekrise solidarisch bewaltigen — neue Realitat gestalten”
Sachverstandigenrat (2023a) , Aktualisierte Konjunkturprognose 2023 und 2024,

Sachverstandigenrat (2023b) ,Wachstumsschwache Gberwinden —in die Zukunft investieren”



	SCHRIFTLICHE STELLUNGNAHME FÜR DIE ANHÖRUNG DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES ZUM NACHTRAGSHAUSHALTSGESETZ 2023 
	Literatur 


